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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.06.1928 

Geschäftszahl 

0906/28 

Rechtssatz 

Schon im Hinblick auf die volkswirtschaftliche Bedeutung des Realitätenverkehrs muss derjenige, der die 
Realitäten vermittelt, sich bewusst sein, dass hierüber bestimmte Anordnungen bestehen, er hat daher die Pflicht, 
sich diesfalls Klarheit zu verschaffen. Tut er dies nicht, so kann er sich nicht auf unverschuldete Unkenntnis der 
Verwaltungsvorschriften iSd § 5 Abs 2 VStG berufen. * 
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BEA: Besprechung in Mannlicher, 7te Auflage, S 981 

Beachte 

Besprechung in Mannlicher, 7te Auflage, S 981 
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